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Einführung 

A. Gegenstand und Ziel der Untersuchung 

Als Heinrich Triepel 1899 sein Werk "Völkerrecht und Landesrecht" ver-
öffentlichte, konnte er von einer weitgehenden Trennung des internationa-
len und des innerstaatlichen Rechtsbereichs ausgehen1. Nur in Ausnahme-
fällen wurde die nationale Rechtsordnung von völkerrechtlichen Verpflich-
tungen des Staates beeinflußt. Im 20. Jahrhundert ist ein grundlegender 
Wandel eingetreten. Das deutlichste Beispiel sind die Europäischen Ge-
meinschaften. Gestützt auf die Gründungsverträge der Gemeinschaften, 
völkerrechtliche Verträge, setzen die Gemeinschaftsorgane Rechtsnormen, 
die auf das nationale Recht einwirken. Auf vielen Gebieten sieht sich der 
deutsche Rechtsanwender unmittelbar gemeinschaftsrechtlichen Normen 
gegenüber. Auf anderen Gebieten ist die nationale Rechtssetzung gemein-
schaftsrechtlich motiviert. Für die Wirkung des Gemeinschaftsrechts im in-
nerstaatlichen Bereich sind allerdings, gestützt auf Art. 24 Abs. 1 GG, be-
sondere Regeln entwickelt worden, die von den allgemeinen Regeln über 
die Umsetzung völkerrechtlicher Verträge stark abweichen. Davon soll hier 
nicht die Rede sein. 

In dieser Untersuchung geht es um ein anderes völkerrechtliches Ver-
tragswerk, das potentiell alle Bereiche des innerstaatlichen Rechts betrifft. 
Gemeint ist die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten2, im völkerrechtlichen Schrifttum bekannt unter der Bezeichnung 
Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK), während deutsche Ge-

1 Triepel, S. 245. 
2 BGBI 1952 11685. Der Text der Konvention wurde geändert durch die Zusatzprotokolle 

Nr. 3 vom 6.5.1963, BGBI II 1968, 1111, 1116; Nr. 5 vom 20.1.1966, BGBI 1968 II 1111, 1120; 
Nr. 8 vom 19.3.1985, BGBI 1989 II 546. Durch das Zusatzprotokoll Nr. 2 vom 65.1963, BGBI 
1968 111111, wird dem EGMR die Zuständigkeit zur Erstattung von Gutachten übertragen. 
Das Zusatzprotokoll Nr. 9 vom 6.11.1990, durch das dem einzelnen das Recht gewährt wird, 
den EGMR anzurufen (fext: HRLJ 12 (1991), 51; RUDH 1990, 442; Übersetzung in: Ran-
delzhofer, Nr. 12f), ist noch nicht in Kraft. 
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richte häufig kurz von der Menschenrechtskonvention (MRK) sprechen. Die 
Konvention, die am 4. November 1950 in Rom unterzeichnet wurde, trat am 
3. September 1953 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft3. Sie enthält 
in ihrem ersten Abschnitt einen durch vier Zusatzprotokolle4 ergänzten 
Grundrechtskatalog, der nach Art und Umfang der Garantien dem Grund-
rechtskatalog einer Verfassung entspricht. Wie verfassungsrechtliche 
Grundrechtsnormierungen beansprucht die EMRK Geltung für die gesamte 
Staatstätigkeit 

Die Konvention sieht zwei internationale Organe vor, die gemäß Art. 19 
EMRK die Aufgabe haben, die Anwendung der Konvention durch die Ver-
tragsstaaten zu überwachen. Es handelt sich um die Europäische Kommis-
sion für Menschenrechte (EKMR) und um den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR). Beide haben ihren Sitz in Straßbur~. Dane-
ben weist die EMRK dem Ministerausschuß des Europarates, der ebenfalls 
in Straßburg sitzt6, bestimmte Kontrollaufgaben zu (Art. 32 und 54 EMRK). 
Die Konvention sieht zwei Beschwerdeverfahren vor. Nach Art. 24 EMRK 
hat jeder Vertragsstaat die Möglichkeit, eine Konventionsverletzung durch 
einen anderen Vertragsstaat in Straßburg zu rügen. Der Kommission sind 
bislang 18 Staatenbeschwerden unterbreitet worden7• In der Praxis wesent-
lich häufiger ist die Individualbeschwerde, mit der der einzelne, der sich 
durch einen Vertragsstaat in seinen Rechten aus der Konvention verletzt 
fühlt, ein Verfahren vor den Straßburger Organen einleiten kann (Art. 25 
EMRK). Bis Ende 1990 sind bei der Kommission 51.640 Indivi-
dualbeschwerden eingegangen. Davon wurden 17.568 förmlich registriert8. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich diesen Kontrollverfahren durch 

3 BGBI 1954 1114. 
4 Zusatzprotokolle Nr. 1 vom 3.9.1953, BGBI195611 1879; Nr. 4vom 16.9.1963, BGBI1968 

II 422; Nr. 6 vom 28.4.1983, BGBI1988 II 662; das Zusatzprotokoll Nr. ?vom 22.11.1984 ist für 
die Bundesrepublik Deutschland noch nicht in Kraft (fext: European Convention on Human 
Rights, Collected Texts, S. 51; Übersetzung in: Randelzhofer, Nr. 12e). 

Art. 15 Abs. 1 VerfO EKMR vom 4.9.1990 (fext: HRLJ 12 [1991), 44); Art. 15 VerfO 
EGMR (BGBI 1989 II 955). 

6 Art. 11 Satzung des Europarats, BGBI1954 111128, letzte Änderung BGBI 199111763. 
7 Communique de Presse du Conseil de l'Europe vom 31.1.1990, Doc. B (90) 2, S. 5. Siehe 

auch die Aufstellung in: European Commission of Human Rights, Survey of activities and sta-
tistics 1990, S. 15. 

8 European Commission of Human Rights, Survey of activities and statistics 1990, S. 19. 
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besondere Erklärungen nach Art. 25 und 46 EMRK vollständig unterwor-
fen9. 

Die Existenz eines internationalen Rechtsschutzes bedeutet jedoch nicht, 
daß die Anwendung der Konvention allein eine Sache der Straßburger Or-
gane wäre. Es gilt dasselbe wie im deutschen Verfassungsrecht: Zwar ist das 
Bundesverfassungsgericht als "Hüter der Verfassung"10 zuständig für 
Verfassungsbeschwerden, die jedermann mit der Behauptung erheben kann, 
durch die öffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte oder grund-
rechtsgleichen Rechte verletzt zu sein. Dennoch ist die Anwendung der 
Grundrechte vorderhand Aufgabe der Fachgerichte, die die Grundrechte 
nach Art. 1 Abs. 3 GG als unmittelbar geltendes Recht zu beachten haben. 
Die Verfassungsbeschwerde ist subsidiär (§ 90 Abs. 2 BVerfGG). Ebenso 
obliegt der Schutz der EMRK zuerst den nationalen Instanzen. Art. 13 
EMRK fordert, daß jedem, der in seinen Rechten aus der Konvention ver-
letzt worden ist, eine wirksame innerstaatliche Beschwerdemöglichkeit of-
fensteht. Erst wenn die bestehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe ausge-
schöpft sind, ist die Beschwerde nach Straßburg möglich (Art. 26 EMRK). 
Die Frage nach den Wirkungen der EMRK im innerstaatlichen Recht ist 
daher von hoher praktischer Bedeutung. 

Das Verhältnis zwischen der Europäischen Menschenrechtskonvention 
und dem deutschen Recht ist Gegenstand zahlreicher Abhandlungen. Insbe-
sondere im strafrechtlichen Bereich gibt es mittlerweile eine umfangreiche 
Literatur, die die Bedeutung der materiellen Bestimmungen der EMRK für 
das deutsche Recht zu erfassen sucht11. Die vorliegende Untersuchung 
möchte nicht die Frage beantworten, wieweit das deutsche Recht der 
EMRK entspricht und welche deutschen Vorschriften gegen die EMRK 
verstoßen. Der Schwerpunkt dieser Arbeit soll vielmehr im methodischen 

9 Die Bundesrepublik Deutschland gibt auf 5 Jahre befristete Erklärungen ab, siehe 
zuletzt BGBI 1989 II 686. 

10 So BVerfGE 1, 184 (197); 1, 396 (408); 2, 124 (131); 6, 300 (304); 40, 88 (93); aus dem 
Schrifttum z.B. Stern, Bd. II, § 44 II 2, S. 952; kritisch zu der Bezeichnung JarassfPieroth, Art. 
93 Rdn. 3; W. Meyer, in: v. Münch, Bd. 3, Art. 93 Rdn. 3. 

11 Siehe nur die allgemeinen Darstellungen von Vogler, ZStW 89 (1977), 761 ff.; Ulsamer, in: 
FS Zeidler, Bd. 2, S. 1799 ff.; Trechsel ZStW 101 (1989), 819 ff. 
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